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ENDABNAHME-BESCHEID

Spruch

1. GemaR § 20 UVP-G 2000 wird festgestellt, dass das Vorhaben ,,TAG LOOP II -
Abschnitt Lichtenegg (NO) bis Grafendorf (Stmk.)* - abgesehen von der nachfolgend
angeflhrten geringfligigen Abweichung, die hiemit nachtraglich genehmigt wird — der
Genehmigung (Bescheid der Steiermdrkischen Landesregierung vom 20. Februar 2004,
GZ: FA14A-15.1/482-2000/98) entspricht.

2. Folgende geringfugige Abweichung zur erteilten Genehmigung vom 20. Februar 2004, im
konkreten zur erteilten forsttechnischen Auflage in Spruchpunkt 111 D) Auflagenpunkt Nr. 3,
wird hiemit nachtraglich genehmigt:

Entfall der Wiederbewaldung auf Grundstiick Nr. 52/1, KG Schafern (Eigentimer:
Ottokar Muller).

3. Der in Spruchpunkt Il D) Nr. 7 rechtskraftig vorgeschriebene forsttechnische
Auflagenpunkt des Genehmigungsbescheides vom 20. Februar 2004, wird prézisiert wie
folgt:

»,Die Kulturen der Wiederbewaldungsflachen und Ersatzaufforstungsflachen sind bis
zu ihrer Sicherung, gemaR Forstgesetz 1975 friihestens nach drei Wachstumsperioden,
einer jahrlichen Kontrolle und Begehung durch einen Vertreter der Konsenswerberin,
einer Okologischen Bauaufsicht, eines forsttechnischen Sachverstandigen (z.B.:
DI Wolfram Wogerer) und eines Bezirksforstinspektors des Bezirkes Hartberg auf
Kosten der Konsensinhaberin zu unterziehen. Bei diesen Begehungen sind die
erforderlichen Nachbesserungsarbeiten mit der Aufforstungsfirma bzw. mit den
Forstbetrieben, die selbst die Aufforstung durchfuhren, festzulegen. Der ,,endgultige*
Abschluss der Wiederbewaldung ist der nach Forstgesetz zustandigen Forstbehdrde
mitzuteilen. Zur Verhinderung von tberdurchschnittlichen Wildschéden sind jagdliche
Einrichtungen wie Futterungen und Salzlecken auf den Dauerrodungsflachen bzw.
Wiederbewaldungsflachen zu vermeiden.*

4. Eine Nachkontrolle geméR § 22 UVP-G 2000 ist geméR 8 20 Abs. 5 UVP-G 2000 bis
spatestens 30. Dezember 2011 durchzufiihren.




Rechtsgrundlagen:

e 8820 Abs. 1 bis 5,22 und 39 i.V.m. Anhang 1 Z 13 UVP-G 2000,
BGBI. Nr. 697/1993, i.d.g.F.

Kosten

Gemal 88 76 und 77 AVG 1991, BGBI. Nr. 51/1991, i.d.g.F., hat die OMV Gas GmbH,

folgende Kosten zu tragen:

e Kommissionsgebiihren geméaR der Landes-
Kommissionsgebuhren-Verordnung 2007,
LGBI. Nr. 86/2007
fiir 3 Amtsorgane, je 9/2 Stunden & € 23,70 € 639,90

Dieser Betrag ist gemél § 76 AVG 1991 zu entrichten und binnen 2 Wochen nach Rechtskraft
des Bescheides mit beiliegendem Erlagschein auf das Konto Nr.: 20141005201 des Landes
Steiermark bei der Hypo Landesbank Steiermark, BLZ.: 56000, einzuzahlen. Bei Entrichtung
im Uberweisungsweg ist die auf dem ha. Erlagschein vermerkte Kostenbezeichnung ersichtlich

Zu machen.

Hinweis:

Mit Rechtskraft dieses Abnahmebescheides geht gemédR 8 21 Abs. 1 UVP-G 2000 die
Zusténdigkeit der UVP-Behorde auf die nach den Verwaltungsvorschriften zur Vollziehung der
fir die Genehmigung relevanten Vorschriften (hier: Forstgesetz 1975 und Steiermérkisches

Naturschutzgesetz 1976) zustandigen Behérden Uber.



Beqriundung

A. Allgemeines:

Die OMV Gas GmbH als Rechtsnachfolger der OMV AG betreibt das bestehende System der
Trans-Austria Gasleitung auf Basis verschiedener rohrleitungsrechtlicher, wasserrechtlicher,
forstrechtlicher und anderer umweltrelevanter Bewilligungen bzw. Genehmigungen, hier
relevant fiir Niederdsterreich: UVP-Bescheide der Landesregierung vom 23. Marz 2004, GZ.:
RU4-U-070/079 und vom 30. Mai 2005, GZ: RU4-U-070/085, fur Burgenland: UVP-Bescheid
der Landesregierung vom 30. Marz 2004, GZ.: 5-N-B2173/42-2004, sowie fur die Steiermark:
UVP-Bescheid der Landesregierung vom 20. Februar 2004, GZ.: FA14A-15.1/482-2000/98,
(Verlegung eines 3. Rohrstranges zwischen Lichtenegg und Grafendorf -

Abschnittsgenehmigungen flr den Verwaltungsbereich des jeweiligen Landes).

Die ersten Teilabnahmeverfahren wurden mit Bescheiden vom 15. Dezember 2006
(Niederosterreich), vom 21. Dezember 2006 (Burgenland) und vom 19. Dezember 2006

(Steiermark) abgeschlossen.

Mit der Eingabe vom 25. Juni 2008 hat die OMV Gas GmbH die Fertigstellung des VVorhabens
aus Okologischer Sicht angezeigt (2. Teilabnahmeverfahren).

Gegenstand und Umfang des 2. Teilabnahmeverfahrens ist einerseits die Ubereinstimmung des
ausgefuhrten Vorhabens mit dem Genehmigungsbescheid sowie die Einhaltung der
diesbeztiglichen Auflagen, beides aus 6kologischer Sicht, andererseits — als Nachbereitung zum
1. Teilabnahmebescheid vom 19. Dezember 2006 — die Erfiillung von noch nicht gepriften
Betriebsauflagen bzw. die Beseitigung von im Zuge des 1. Teilabnahmeverfahrens

vorgefundenen Mangeln.

Unter Bedachtnahme auf das rechtskraftig abgeschlossene 1. Teilabnahmeverfahren (Bescheid
vom 19. Dezember 2006) kann bei rechtskraftigem Abschluss des ggst. 2. Teilabnahme-

verfahrens festgestellt werden, dass das Gesamtvorhaben endgiltig abgenommen ist.
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Im Zuge des ggst. Teilabnahmeverfahrens auf Basis der Fertigstellungsanzeige vom 25. Juni
2008 hat die OMV Gas GmbH die im Spruch unter Punkt 2. ersichtliche geringfligige
Abweichung bekanntgegeben.

Im Abnahmeverfahren wurden seitens der OMV Gas GmbH folgende Abnahmeunterlagen
vorgelegt:

e Ordner ,,Unterlage fur die Abnahmeprifung am 26. Janner 2009“, beinhaltet die
Fertigstellungsmeldung samt Antrag auf Durchfuhrung der 0Okologischen
Abnahmeprufung und Stellungnahme zur Erfillung der Behdrdenauflagen und
Projektmalinahmen, den statischen Nachweis der Verrohrung nach EN 1594, den
Nachweis der Lageplantbermittlung an die betroffenen Gemeinden, das Ergebnis der
Molchung, die Wirksamkeit des kathodischen Korrosionsschutzes, das Gutachten tber
das Explosionsschutzdokument, den geologischen Bericht, die Beweissicherung der
Brunnen und Quellen (Kurzfassung des Abschlussberichtes) und den Bericht der
Okologischen Bauaufsicht Dr. Hans Peter Kollar vom 29.05.2008 fur den Abschnitt
Niederosterreich bzw. von Dipl.-Ing. Hubert Ramskogler vom 31.10.2007 fur den
Abschnitt Burgenland und Steiermark.

e Geologischer Bericht der Snamprogetti und ILF Consulting Engineers GmbH vom
25.08.2008 (ILF Projekt Nr. 5039).

e Bestandsunterlagen der OMV vom 25.03.2007 mit den darin enthaltenen
Bestandsplénen (Ordner grau — Vermerk: FA13A-11.10-160/2006-20).

e Abschlussbericht Beweissicherung Brunnen + Quellen vom 12.03.2007 samt Anlagen
(Ordner grau — Vermerk: FA13A-11.10-160/2006-20).

Am 26. Janner 2009 wurde von den UVP-Behorden Steiermark, Niederosterreich und
Burgenland ein gemeinsamer Ortsaugenschein mit den erforderlichen Sachverstandigen und
unter Zuziehung der Parteien und Beteiligten, welchen Gelegenheit zur Wahrung ihrer
Parteien- und Beteiligteninteressen geboten wurde, durchgefihrt (Niederschrift tber die
Ergebniss des Ortsaugenscheines vom 26. Janner 2009 — OZ 11 im Akt). Im Zuge des
Ortsaugenscheines wurde die Ergdnzung vom 26.01.2009 zum Endbericht der 6kologischen
Bauaufsicht — Steiermark (Verfasser: Dipl.-Ing. Hubert Ramskogler) vorgelegt und zum Akt

genommen.



B. Rechtsgrundlagen:
Abnahmepriifung (8 20 UVP-G 2000):

§20(1)

§20(2)

§20(3)

820(4)

§20(5)

Die Fertigstellung des Vorhabens ist der Behdrde vor der Inbetriebnahme vom
Projektwerber/von der Projektwerberin anzuzeigen. Sollen Teile des Vorhabens in
Betrieb genommen werden (Abs. 3), so ist deren Fertigstellung anzuzeigen.

Die Behorde hat das Vorhaben darauf zu Uberpriifen, ob es der Genehmigung
entspricht und dartber einen Bescheid zu erlassen. Die Behdrde hat die in den
Verwaltungsvorschriften bestehenden Bestimmungen Uber Betriebsbewilligungen,
Benutzungsbewilligungen, Kollaudierungen und dergleichen anzuwenden. Der
Abnahmebescheid ersetzt die nach diesen Verwaltungsvorschriften jeweils
vorgesehenen Bescheide. Der Abnahmeprufung sind die mitwirkenden Behorden
und die Parteien gemal § 19 Abs. 1 Z 3 bis 7 sowie § 19 Abs. 11 beizuziehen.
Sofern dies nach der Art des Vorhabens zweckmaRig ist, kann die Behorde die
Abnahmeprufung in Teilen durchfuhren. In diesem Fall sind Abnahmebescheide
uber die entsprechenden Teile des VVorhabens zu erlassen.

Im Abnahmebescheid ist die Beseitigung festgestellter Abweichungen aufzutragen.
Die Behdrde kann jedoch in Anwendung des 818 Abs.3 nachtrdglich geringfligige
Abweichungen genehmigen, sofern den betroffenen Parteien geméll § 19 Abs. 1
Gelegenheit zur Wahrung ihrer Interessen gegeben wurde.

Fur Vorhaben der Spalte 1 ist im Abnahmebescheid auch festzulegen, bis zu
welchem Zeitpunkt die Nachkontrolle (8§ 22) durchzufihren ist.

Festgestellt wird, dass keine Materienvorschriften Uber Betriebsbewilligungen gemaR § 20
Abs. 2 2. Satz UVP-G 2000 im ggst. 2. Teilabnahmeverfahren anwendbar sind.

Zustandigkeitsibergang (8 21 UVP-G 2000):

§21(1)

821(4)

Mit Rechtskraft des Abnahmebescheides geht die Zustandigkeit der Behorde auf
die nach den Verwaltungsvorschriften zur Vollziehung der fiir die Genehmigungen
nach den 88 17 bis 18b relevanten Vorschriften zustandigen Behdrden (iber, sofern
nicht Abs. 2 anzuwenden ist.

Die Zustandigkeit zur Vollziehung und Uberwachung der Einhaltung des
Genehmigungsbescheides richtet sich ab dem Zustandigkeitsiibergang gemal
Abs. 1 und 2 nach den angewendeten Verwaltungsvorschriften. Auf § 17 Abs. 2
bis 4 und 6 gestiitzte Nebenbestimmungen und sonstige Pflichten sind von der
Landesregierung zu vollziehen und auf ihre Einhaltung zu Gberwachen. In Bezug
darauf hat diese, wenn der Verdacht einer Ubertretung gemaf § 45 Z 2 lit. a oder b
besteht, die in § 360 Abs. 1 und 3 der Gewerbeordnung 1994 genannten
MalRnahmen zu treffen. Aus Griinden der ZweckmaRigkeit oder der
Kostenersparnis kann sie diese Befugnis auf die Bezirksverwaltungsbehorden
ubertragen.



Nachkontrolle (§ 22 Abs. 1 UVP-G 2000):

822(1) Fur Vorhaben der Spalte 1 des Anhanges 1 haben die Behdrden gemal? § 21 auf
Initiative der Behorde geméall § 39 das Vorhaben friihestens drei Jahre, spatestens
funf Jahre nach Anzeige der Fertigstellung gemaR § 20 Abs. 1 oder zu dem gemal
8 20 Abs. 6 im Genehmigungsbescheid festgelegten Zeitpunkt gemeinsam
daraufhin zu Uberprifen, ob der Genehmigungsbescheid eingehalten wird und ob
die Annahmen und Prognosen der Umweltvertraglichkeitspriifung mit den
tatsdchlichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt tbereinstimmen. Die
Behorde gemaR § 39 sowie die mitwirkenden Behorden sind jedenfalls
beizuziehen. Die Nachkontrolle ist spatestens bis zu dem im Abnahmebescheid
gemal 8 20 Abs. 5 bezeichneten Zeitpunkt durchzufthren.

C. Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens:

Aus den vorliegenden Berichten der ©kologischen Bauaufsicht fir Steiermark,
Dipl.-Ing. Hubert Ramskogler, insbesondere aus der Ergdnzung zum Endbericht mit Datum
26. Janner 2009 ist ersichtlich, dass das Vorhaben aus naturschutzfachlicher projektsgemaf

ausgefuhrt wurde.

Der beigezogene Sachverstandige fir das Forstwesen (Dipl.-Ing. Wolfram Wadgerer) halt
zusammenfassend fest, dass die Wiederbewaldung zur Ganze durchgefiihrt wurde und
uberwiegend die Forstpflanzen gut angewachsen sind. Fir Herrn Ottokar Miller wurde eine
dauernde Rodungsbewilligung auf Grundstiick Nr. 52/1, KG Schafern im Ausmal von
0,2062 ha. zum Zwecke der Agrarstrukturverbesserung durch die BH Hartberg als
Forstbehorde erteilt. Die damit herbei gefilhrte Anderung der projektsgemaBRen bzw.
auflagengemél vorgeschriebenen Wiederbewaldungsflachen sind aus forstfachlicher Sicht als
geringfugig einzustufen und besteht somit kein Einwand aus forstfachlicher Sicht gegen die
Abnahme des ggst. UVP-Projektes (ergédnzende Stellungnahme des forstfachlichen
Sachverstandigen vom 07. September 2009, OZ 15 im Akt).

Im Ubrigen stellte der forstfachliche Sachverstandige anlésslich der Ortsaugenscheinspriifung
am 26. Janner 2009 fest, dass die forstlichen Auflagen vollstandig erflllt sind. Er schlagt
allerdings die Anderung des Auflagenpunktes 7 im spruchgemaB vorgeschriebenen Sinne
deshalb vor, da eine Sicherung der Kulturen im Sinne der Bestimmungen des Forstgesetzes
1975 frihestens nach drei Wachstumsperioden erfolgen konne. Diesem Auflagenvorschlag

wurde seitens der Behdrde gefolgt (siehe Spruchpunkt 3. dieses Bescheides).
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Die ubrigen im Abnahmeverfahren beigezogenen Sachverstdndigen fir die Fachbereiche
Hydrogeologie, Geologie/Geotechnik, Explosionsschutz/Elektrotechnik und
Rohrleitungstechnik/Maschinenbau stellten auf Basis der vorgelegten Abnahmeunterlagen —
zusammenfassend ausgefiihrt — fest, dass sdmtliche Auflagenpunkte — soweit nicht bereits
anlasslich der 1. Teilabnahmeprifung als erfullt angesehen — als erfullt erachtet werden
(Bericht des koordinierenden Amtssachverstandigen Dipl.-Ing. Saler vom 19.03.2010 — OZ 18
im Akt).

D. Stellungnahmen:
Von den beigezogenen Parteien und Beteiligten gaben lediglich die OMV Gas GmbH und die

Standortgemeinde Friedberg im Zuge des ggst. Abnahmeverfahrens eine Stellungnahme ab.

Die OMV Gas GmbH legte in ihrer Stellungnahme anlédsslich des Ortsaugenscheines am
26. Janner 2006 dar, dass das Projekt im wesentlichen konsensgemall entsprechend dem
Genehmigungsbescheid ausgefiihrt wurde und nur die naher im Spruch prazisierte geringfligige

Abénderung vorgenommen wurde.

Der Birgermeister der Stadtgemeinde Friedberg machte darauf aufmerksam, dass durch das
Vorhaben die Gemeindestrale im Bereich KG Ehrenschachen, Grundstiick Nr. 946/3 gequert
wurde, wobei die Wiederherstellung der Stral3e durch die OMV Gas GmbH nicht ausreichend
erfolgt sei. Deshalb werde ersucht, die entsprechenden Sanierungsma3nahmen nachzubessern
(siehe Niederschrift tber die Ergebniss des Ortsaugenscheines vom 26. Janner 2009).
Diesbezuglich wurde seitens der OMV Gas GmbH die Sanierung zugesagt und auch
durchgefuhrt (Wiederherstellungsbestatigung des Biirgermeisters der Stadtgemeinde Friedberg
vom 28.05.2009 wurde mit Schreiben der OMV Gas GmbH vom 09. September 2009
vorgelegt — OZ 14 im Akt).

E. Zusammenfassung:

Aufgrund des Ermittlungsergebnisses war unter Bezugnahme auf die dargelegten
Rechtsbestimmungen die bescheidgemdaRe Feststellung zu treffen, dass das Vorhaben der
Genehmigung der Steiermarkischen Landesregierung vom 20. Februar 2004 entspricht, wobei

die geringfugige Abweichung nachtréglich zu genehmigen war.
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Entsprechend den begriindeten  Darlegungen des beigezogenen  forstfachlichen
Sachverstandigen Dipl.-Ing. Wogerer war Auflage 7. des Genehmigungsbescheides vom

20. Februar 2004 im spruchgemaéfen Sinne zu andern.

Da das ggst. Projekt ein VVorhaben der Spalte 1 des Anhanges 1 zum UVP-G 2000 darstellt,
besteht die Verpflichtung zur Nachkontrolle und zur Festlegung eines Nachkontrolltermins im
Abnahmebescheid. Der vorgeschriebene Termin liegt im normierten Zeitrahmen und wurde

mit den mitbeteiligten UVP-Behorden Niederdsterreich und Burgenland einheitlich festgelegt.

Die Kostenvorschreibung beruht auf den angefuhrten Rechtsbestimmungen.

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diesen Bescheid ist die Berufung an den Umweltsenat zul&ssig, die gemal § 40 Abs. 2
UVP-G 2000 binnen 4 Wochen, gerechnet vom Tage der Zustellung dieses Bescheides,
schriftlich beim Amt der Steiermarkischen Landesregierung, Fachabteilung 13A, 8010 Graz,
eingebracht werden kann und die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides sowie einen
begriindeten Berufungsantrag zu enthalten hat. Es besteht auch die Mdéglichkeit die Berufung

mittels E-Mail oder Telefax einzubringen.

Fur die Steiermérkische Landesregierung:
Der Fachabteilungsleiter:
V.

Mag. Udo Stocker eh.
F.d.R.d.A.
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Ergeht an:

1)

2)
3)

4)

5)

6)

7)

8)

9)

10)
11)

12)
13)
14)

die OMV Gas GmbH., floridotower, Floridsdorfer HauptstraRe Nr. 1, 1210 Wien, unter
Anschluss der vidierten Bestandsunterlagen (roter Bene-Ordner) und eines Erlagscheines
(siehe Kostenentscheidung);

die OMV Gas GmbH., Arbeitsgruppe TAG, ErdbergerstraRe Nr. 52 - 60, 1030 Wien,;

die Fachabteilung 13C, z. Hd. Frau MMag. Ute Péllinger, Umweltanwéltin des Landes
Steiermark, Stempfergasse Nr.7, 8010 Graz;

die Gemeinde Schéffern in 8244 Schéffern Nr. 9, (2fach) mit dem Ersuchen um
offentliche Auflage dieses Bescheides und Kundmachung in ortsiiblicher Weise;

die Marktgemeinde Pinggau in 8243 Pinggau, Hauptplatz Nr. 1, (2fach) mit dem
Ersuchen um o6ffentliche Auflage dieses Bescheides und Kundmachung in ortsiblicher
Weise;

die Stadtgemeinde Friedberg in 8240 Friedberg, Hauptplatz Nr. 20, (2fach) mit dem
Ersuchen um o6ffentliche Auflage dieses Bescheides und Kundmachung in ortsiblicher
Weise;

die Gemeinde Dechantskirchen in 8241 Dechantskirchen Nr. 34, (2fach) mit dem
Ersuchen um o6ffentliche Auflage dieses Bescheides und Kundmachung in ortsiblicher
Weise;

die Gemeinde Lafnitz in 8233 Lafnitz Nr. 210, (2fach) mit dem Ersuchen um o6ffentliche
Auflage dieses Bescheides und Kundmachung in ortstblicher Weise;

die Gemeinde Grafendorf bei Hartberg in 8232 Grafendorf bei Hartberg, Hauptplatz 47,
(2fach) mit dem Ersuchen um offentliche Auflage dieses Bescheides und Kundmachung
in ortsublicher Weise;

das Arbeitsinspektorat Graz, Liebenauer Hauptstralie Nr. 2 - 6, 8041 Graz;

die Bezirkshauptmannschaft Hartberg in 8230 Hartberg, Rochusplatz Nr. 2, (2fach) mit
dem Ersuchen um Offentliche Auflage dieses Bescheides und Kundmachung in
ortstiblicher Weise;

die Fachabteilung 19B, im Amte, als Verwalter 6ffentlichen Wassergutes;

die Fachabteilung 19A, im Amte, als wasserwirtschaftliches Planungsorgan;

das Bundesministerium fir Wirtschaft, Familie und Jugend, Sektion Energie,
Schwarzenbergplatz Nr. 1, 1015 Wien, z. Hd. Herrn Dr. Neubauer als
Gaswirtschaftsbehorde, unter Anschluss eines vidierten Plansatzes (gelber Bene-Ordner
»unterlage fir die Abnahmeprifung am 26. Janner 2009* und ,,Geologischer Bericht
vom 25.08.2009%);



15)
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das Bundesministerium fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft,
Stubenring 1, 1012 Wien, als Forstbehorde, unter Anschluss eines vidierten Plansatzes
(gelber Bene-Ordner ,,Unterlage fir die Abnahmeprifung am 26. Janner 2009“ und
,»Geologischer Bericht vom 25.08.2009%);

Ergeht nachrichtlich per e-mail an:

16)

17)

18)

19)

20)

das Amt der Burgenlandischen Landesregierung, Abteilung 5/1V, Europaplatz 1,
7000 Eisenstadt, z.Hd. Frau Mag. Sabine Pittnauer, (sabina.pittnauer@bagld.gv.at);

das Amt der Niedergsterreichischen Landesregierung, Gruppe Raumordnung, Umwelt
und Verkehr, Abteilung Umweltrecht, Landhausplatz 1, 3109 St. Poélten, z. Hd. Herrn
Mag. Johann Lang (johann.lang@noel.gv.at);

das Bundesministerium flr Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft,
Sektion V, z. Hd. der Umweltbundesamt GmbH., Referat Umweltbewertung,
Spittelauerlande Nr. 5, 1090 Wien, fur Zwecke der Umweltdatenbank per e-mail

(uvp@umweltbundesamt.at);

die Fachabteilung 13A, im Hause, zur 06ffentlichen Auflage dieses Bescheides
(mindestens 8 Wochen) und zur Kundmachung der Auflage durch Anschlag an der
Amtstafel;

die Fachabteilung 17A, Referat LUIS, mit der Bitte, den Bescheid im Internet kundzutun

(per e-mail).


mailto:sabina.pittnauer@bgld.gv.at�
mailto:johann.lang@noel.gv.at�
mailto:uvp@umweltbundesamt.at�

	TAG LOOP II
	Abschnitt Lichtenegg bis Grafendorf
	Umweltverträglichkeitsprüfung
	ENDABNAHMEBESCHEID
	Spruch


